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6. Januar bis 5. Februar 1994

7. 1.- Naher Osten. Jordanien und die
Palästinensische Befreiungs-Organisation
(PLO) einigen sich auf Prinzipien für die
künftige Kooperation in der Wirtschafts-,
Geld- und Währungspolitik. Eine entspre-
chende Vereinbarung bezeichnet den Gaza-
streifen und Jordanien als einen gemein-
samen Markt. -Am 10. 1. treffen Vertreter Is-
raels und der PLO erneut zusammen, um die
Meinungsverschiedenheiten über die Moda-
litäten des israelischen Truppenabzuges aus
dem Gebiet von Gaza und Jericho beizule-
gen (vgl. „Blätter", 2/1994, S. 135). Die Ver-
handlungsrunde in Taba bleibt jedoch ohne
Ergebnis. -Am 16.1. führt der amerikanische
Präsident Clinton in Genf ein Gespräch mit
dem syrischen Präsidenten Asad. Auf die
Frage eines Journalisten, ob Asad eine „bin-
dende Verpflichtung" zur Normalisierung
der Beziehungen zu Israel eingegangen sei,
antwortet Clinton: „Die kurze Antwort lautet
Ja." Asad wolle „den Konflikt mit Israel be-
enden und einen Frieden mit diesem Staat
schließen, der zu normalen und friedlichen
Beziehungen führt". -Am 18.1. weist der sy-
rische Außenminister Charea in Amman den
Vorschlag Israels zurück, ein Referendum
über die Zukunft der Golanhöhen abzuhal-
ten. Israel habe kein Recht, seinen Abzug aus
den 1967 eroberten Gebieten von Bedingun-
gen abhängig zu machen. - Am 22. 1. setzen
der israelische Außenminister Peres und der
PLO-Vorsitzende Arafat ihren Meinungsaus-
tausch fort. Die Begegnung findet in Oslo am
Rande der Trauerfeierlichkeiten für den am
13. 1. verstorbenen norwegischen Außenmi-
nister Johan Jorgen Holst statt, der die Ver-
einbarung zwischen Israel und der PLO vom
September 1993 vermittelt hatte (vgl. „Blät-
ter", 10/1993, S. 1163f. und S. 1280ff.). -Am
27. 1. bestätigt der israelische Ministerpräsi-
dent Rabin eine Mitteilung des jordanischen
Königs Hussein über mehrere geheime Be-
gegnungen zwischen beiden Politikern in
der Vergangenheit. Hussein hatte zuvor in
Washington erklärt, er hoffe, schon bald in
aller Öffentlichkeit mit dem israelischen Re-
gierungschef zusammenzutreffen.

- NATO. Der amerikanische Außenmini-
ster Christopher wendet sich gegen die von
verschiedenen Seiten erhobene Forderung,
einigen osteuropäischen Staaten die soforti-
ge Mitgliedschaft in der Nordatlantischen Al-
lianz anzubieten (vgl. „Blätter", 2/1994, S.
134). Ein solcher Schritt würde die Gefahr
neuer Blöcke heraufbeschwören. -Am 8. 1.
bekräftigt Außenminister Kosyrew die russi-
sche Warnung vor einer schnellen Osterwei-
terung der Allianz und schlägt eine „Strate-
gie der Partnerschaft" mit dem Westen vor. In
einem Artikel für die „Frankfurter Rund-
schau " schreibt Kosyrew, falls die NATO sich
voreilig nach Osten ausdehne, könne in Eu-
ropa eine gefährliche Lage entstehen. Zur
zentralen Organisation der militärischen Zu-
sammenarbeit solle der Nordatlantische Ko-
operationsrat ausgebaut werden. - Vom 10.
bis 11. 1. findet in Brüssel ein NATO-Gipfel
statt. Präsident Clinton erläutert das von den
USA eingebrachte Programm einer „Partner-
schaft für den Frieden" (Partnership for
Peace) für die Zusammenarbeit mit den Staa-
ten Ost- und Mitteleuropas (vgl. „Blätter", 1/
1994, S. 6). Die Staats- und Regierungschefs
verabschieden eine Erklärung und unter-
zeichnen das Rahmendokument „Partner-
schaft für den Frieden " (Texte in „Blätter", 2/
1994, S. 237ff.). In dem Rahmendokument
heißt es u. a.: „Die NATO wird mit jedem ak-
tiven Teilnehmer an der Partnerschaft in
Konsultationen eintreten, wenn dieser Part-
ner eine direkte Bedrohung seiner territoria-
len Integrität, politischen Unabhängigkeit
oder Sicherheit sieht." In der „Erklärung der
Staats- und Regierungschefs" wird festge-
stellt, die Allianz bleibe „für die Mitglied-
schaft anderer europäischer Staaten" offen. —
Vom 11. bis 12. 1. führt Clinton in Prag Ge-
spräche mit den Präsidenten und
Regierungschefs der „Visegrad-Gruppe"
(Tschechische Republik, Polen, Slowakei
und Ungarn). Von Prag aus reist Clinton in
die Ukraine, nach Rußland und Belarus
(Weißrußland). -Am26. 1. unterzeichnet Ru-
mänien in Brüssel als erstes osteuropäisches
Land die Kooperationsvereinbarung „Part-
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nerschaft für den Frieden". Der rumänische
Außenminister Malescanu erklärt bei der Ze-
remonie im NATO-Hauptquartier, sein Land
betrachte diesen Schritt als „Vorstufe zur
Mitgliedschaft" in der Allianz.

9.-10. 1. - Jugoslawien. Auf Einla-
dung der Bundesregierung treffen auf dem
Petersberg bei Bonn der kroatische Präsident
Tudjman und der bosnische Präsident Izetbe-
govic zusammen. Präsident Tudjman legt
Pläne für eine Wirtschafts-, Währungs- und
Zollunion zwischen Kroatien und Bosnien-
Herzegowina vor, weist jedoch die bosni-
schen Forderungen nach einem eigenen Zu-
gang zur Adria zurück. Izetbegovic sagt eine
Prüfung der Vorschläge zu. Bundesaußenmi-
nister Kinkel kommentiert die Begegnung
mit den Worten, man habe ein „paar kleine
Schritte vorwärts" registrieren können. -Am
17. 1. nehmen die Außenminister von acht
Staaten der Islamischen Konferenz-Organi-
sation (OIC) in Genf Beratungen über den
Konflikt in Bosnien-Herzegowina auf, an
denen auch der bosnische Ministerpräsident
Silajdzic teilnimmt. - Am 19. 1. unterzeich-
nen der kroatische Präsident Tudjman und
der serbische Präsident Milosevic am Rande
der Bosnien-Konferenz in Genf einen „Nor-
malisierungsvertrag", der den Austausch
ständiger Vertreter vorsieht. Beide Regierun-
gen versichern einander, für eine „gerechte
und dauerhafte Lösung der Krise" in der Re-
gion arbeiten zu wollen. -Am 21. 11. erklärt
UN-Generalsekretär Boutros Ghali, er sei
grundsätzlich bereit, Luftangriffe der NATO
auf Stellungen der bosnischen Serben zu ge-
nehmigen. Einen entsprechenden Antrag
müsse sein Jugoslawien-Beauftragter Akashi
stellen. -Am 24. 1. übernimmt der britische
General Michael Rose das Kommando der
UN-Truppen in Bosnien. Der General unter-
streicht bei dieser Gelegenheit das Recht der
Blauhelme, Angriffe mit militärischen Aktio-
nen zu beantworten. -Am 2. 2. besuchen die
Ministerpräsidentinnen der Türkei und Paki-
stans, Tansu Ciller und Benazir Bhutto, ge-
meinsam Sarajewo. In Presseberichten heißt
es, die beiden Politikerinnen wollten mit
ihrer Reise die Unterstützung der islami-
schen Länder für die bosnische Seite demon-
strieren.

11. 1. - Rußland. Das neugewählte
Zwei-Kammer-Parlament, die Staatsduma
(450 Abgeordnete), und der Föderationsrat

(171 Vertreter aus den Regionen), konstitu-
iert sich in Moskau (vgl. „Blätter", 2/1994,
S. 135). Stärkste Fraktion in der Staatsduma
ist der vom stellvertretenden Ministerpräsi-
denten Jegor Gajdar geführte Block „ Wahl
Rußlands" mit 96 Abgeordneten; es folgen
die extrem nationalistische Liberaldemokra-
tische Partei Rußlands (LDPR) unter ihrem
Vorsitzenden Wladimir Shirinowski mit 70
Abgeordneten sowie die Kommunistische
Partei der Russischen Föderation (KPRF) mit
65 Abgeordneten. Insgesamt sind in der er-
sten Kammer zwölf Parteien und eine Grup-
pe Unabhängiger vertreten. Vor der Duma
verliest Ministerpräsident Tschernomyrdin
eine Grußbotschaft von Präsident Jelzin und
erklärt anschließend, die Regierung werde in
Zukunft „ungerechtfertigte Sprünge und
nicht durchdachte Schockmethoden" ver-
meiden: „Wir denken über eine Korrektur
unseres Programms und der praktischen
Maßnahmen nach." Jelzin kündigt vor dem
Föderationsrat eine Fortsetzung der Wirt-
schaftsreformen an. Es liege jetzt am Parla-
ment, die notwendigen Gesetze zu verab-
schieden. Gajdar teilt am 16. 1. mit, er werde
dem neuen Kabinett von Ministerpräsident
Tschernomyrdin nicht angehören. -Am 18.1.
erklärt Außenminister Kosyrew auf einer
Konferenz russischer Botschafter in Moskau:
„Die Länder der GUS und das Baltikum sind
das Gebiet, in dem die grundsätzlichen Le-
bensinteressen Rußlands konzentriert sind."
Die strategische Aufgabe bestehe darin, daß
„ unsere militärische Präsenz in dieser Region
erhalten bleibt".

12.-15.1.- Rußland/US A. Der ameri-
kanische Präsident Clinton und der russische
Präsident Jelzin konferieren in Moskau. In
einer „Moskauer Deklaration" der beiden
Präsidenten heißt es, man stimme darin über-
ein, „ daß es notwendig sei, ein neues System
der europäischen Sicherheit zu schaffen, das
offen für alle, frei von Diskriminierungen und
auf die praktische Zusammenarbeit sowohl
im politischen Bereich als auch im Bereich
der Sicherheit ausgerichtet ist". Rußland
werde sich aktiv an dem in Brüssel beschlos-
senen Programm einer „Partnerschaft für den
Frieden" beteiligen und umfassende Ab-
kommen schließen, „die den Weg für eine
breite und intensive Zusammenarbeit Ruß-
lands mit der NATO" eröffnen. Jelzin und
Clinton veröffentlichen eine gemeinsame
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„Erklärung über die Nichtverbreitung von
Massenvernichtungswaffen " sowie eine „Er-
klärung zu den Menschenrechten".

14. 1. - Abrüstung. Die Präsidenten
Jelzin (Rußland), Clinton (USA) und Kraw-
tschuk (Ukraine) unterzeichnen in Moskau
ein dreiseitiges Abkommen, das die Verle-
gung der nuklearen Gefechtsköpfe vom Ter-
ritorium der Ukraine nach Rußland und
deren anschließende Vernichtung regelt
(vgl. „Blätter", 1/1994, S. 5). Die Vereinba-
rung sieht technische und finanzielle Hilfe
sowie die Lieferung niedrig angereicherten
Urans für die Kernkraftwerke der Ukraine
vor. Rußland und die USA erklären ihre Be-
reitschaft, der Ukraine „Sicherheitsgaran-
tien" zu gewähren. Präsident Krawtschuk
kündigt den „möglichst baldigen Beitritt der
Ukraine " zum Vertrag über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen an. —Am 18. 1. ratifizie-
ren Chile und Argentinien den Vertrag über
das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika
(Vertrag von Tlatelolco) vom 14. Februar
1967 (Text in „Blätter", 9/1967, S. 964ff.).
Brasilien kündigt ebenfalls seinen Beitritt zu
diesem Vertrag an. - Am 25. 1. beginnt in
Genf eine neue Sitzungsperiode der Abrü-
stungskonferenz (Conference on Disarma-
ment/CD). Auf der Tagesordnung stehen ein
umfassendes Verbot für alle Kernwaffenver-
suche sowie eine Erweiterung des Gremiums
von gegenwärtig37auf 60 Staaten.

16. 1. - Italien. Staatspräsident Scalfaro
löst das Parlament (Senat und Abgeordne-
tenkammer) auf. Zuvor war die Regierung
unter Ministerpräsident Ciampi zurückgetre-
ten. In Presseberichten werden die vorzeiti-
gen Neuwahlen am 27. 3. d. J. als ein Versuch
bezeichnet, einen Ausweg aus der politi-
schen Krise des Landes zu finden (vgl. „Blät-
ter", 9/1993, S. 1034).

25. 1. - USA. Präsident Clinton erklärt in
seinem „Bericht zur Lage der Nation" vor
beiden Häusern des Kongresses in Washing-
ton, die beste Strategie zur Gewährleistung
der Sicherheit der Vereinigten Staaten be-
steht in der Unterstützung der demokrati-
schen Reformkräfte in Rußland und den an-
deren Nachfolgestaaten des ehemaligen So-
wjetblocks. Die Regierung wolle die ameri-
kanische Führungsrolle in der Welt erneuern

und mit Rußland bei der Lösung regionaler
Probleme zusammenarbeiten.

26. 1. - Belarus. Das Parlament in der
weißrussischen Hauptstadt Minsk stimmt für
die Absetzung seines amtierenden Präsiden-
ten Stanislaw S. Schuschkewitsch, der
gleichzeitig Staatsoberhaupt ist. Das Votum
(209 gegen 36) wird mit Korruptionsvorwür-
fen begründet. In Presseberichten heißt es je-
doch, Schuschkewitsch sei wegen seiner
marktwirtschaftlichen Reformpolitik gestürzt
worden. Das Parlament bestimmt Metschis-
law Grib am 28. 1. zum neuen Präsidenten.
Grib setzt sich für ein enges Verhältnis zum
benachbarten Rußland ein.

30. 1.- Algerien. Die kollektive Staats-
führung, der Hohe Staatsrat (Haut Comité
d'Etat/HCE), der im Januar 1992 die Macht
übernommen hatte (vgl. „Blätter", 3/1992, S.
260), ernennt Verteidigungsminister Lamine
Zeroual zum neuen Präsidenten für eine
Übergangszeit von drei Jahren. Zeroual soll
das Amt des Verteidigungsministers beibe-
halten.

3. 2. - Ukraine. Das Parlament in Kiew
ratifiziert mit großer Mehrheit den Vertrag
über die Reduzierung der strategischen Rü-
stungen (START I) und nimmt entsprechende
Vorbehalte vom November 1993 zurück (vgl.
„Blätter", 1/1994, S. 5). Der von Präsident
Krawtschuk befürwortete Beitritt zum Ver-
trag über die Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen wird jedoch nicht vollzogen.

- Georgien/Rußland. Der georgi-
sche Präsident Schewardnadse und der russi-
sche Präsident Jelzin unterzeichnen in Tiflis
ein umfangreiches Vertragswerk, das aus 25
Dokumenten besteht. Rußland erhält u. a. das
Recht, auch über das Jahr 1995 hinaus Mili-
tärstützpunkte auf georgischem Territorium
zu unterhalten. Im Gegenzug verpflichtet
sich die russische Regierung zu umfangrei-
cher wirtschaftlicher Hilfe, darunter auch zur
Lieferung von Waffen.

- USA/Vietnam. Der amerikanische
Präsident Clinton hebt das vor 19 Jahren
gegen Vietnam verhängte Handelsembargo
auf. Clinton, der die Einrichtung gegenseiti-
ger Verbindungsbüros ankündigt, nennt
seine Entscheidung „nicht unumkehrbar".
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